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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Evers, Pfeifer, Dr. Gölter und der 
Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1128- 

betr. finanzieiie Lage der Theater in der Bundesrepubiik Deutschland 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 8. Januar 
1974 - SK II 2 - 330 610/4 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß zahlreiche Theater in der 
Bundesrepublik Deutschland seit einigen Jahren mit erheblichen 
Schwierigkeiten zu kämpfen haben. 

Auf der einen Seite ergab sich aus verschiedenen Gründen ein 
Rückgang der Besucherzahlen und der Einspielergebnisse. 

Auf der anderen Seite blieb auch das Theater von allgemeinen 
Kostensteigerungen, insbesondere im Personalsektor, nicht ver- 
schont. 

Beide Erscheinungen mußten bei den Finanzträgern der Theater 
zu Überlegungen führen, ob und in welcher Form diesen Ent- 
wicklungen begegnet werden kann. Hierbei blieb nicht aus, daß 
die Bundesregierung damit befaßt wurde. 

Die Bundesregierung mußte jedoch bei der Beantwortung der 
Frage, ob und inwieweit sie in dieser Situation einzugreifen 
habe, von der durch das Grundgesetz gegebenen Aufgabenver- 
teilung ausgehen. Nach Artikel 30 GG darf der Bund nur solche 
Aufgaben wahrnehmen, die ihm von der Verfassung zugewiesen 
sind. Das Grundgesetz enthält für den hier zur Erörterung ste- 
henden Bereich keine Vorschrift, die dem Bund eine Kompe- 
tenz zuweist. Auch eine ungeschriebene Zuständigkeit aus der 
Natur der Sache kommt für das Gebiet des Theaters grundsätz- 
lich nicht in Betracht. Eine solche kann nur ausnahmsweise 
bejaht werden, soweit es erforderlich ist, den Auswirkungen 
der Teilung Deutschlands zu begegnen, oder wenn es im beson- 
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ders gelagerten Einzelfall die gesamtstaatliche Repräsentation 
erfordert. 

Demnach ist es Sache der Länder und der Gemeinden, dafür zu 
sorgen, daß nicht nur einem kleinen Personenkreis, sondern 
weiten Bevölkerungskreisen Theateraufführungen in einem 
ihren kulturellen Bedürfnissen entsprechenden Maße angeboten 
werden. Dem trägt auch die vom Präsidium des Deutschen 
Städtetages am 29. November 1973 verabschiedete Empfehlung 
unter dem Titel „Aufgaben und Finanzierung der städtischen 
Theater" Rechnung. 

Der Bund könnte im Bereich der Theater erst nach einer ent- 
sprechenden Änderung der Verfassung tätig werden. Die Bun- 
desregierung hält es jedoch nicht für richtig, eine solche Grund- 
gesetzänderung anzustreben. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die zuständigen Stellen 
in den Ländern und den Gemeinden die Bedeutung des Theaters 
für die Entwicklung einer demokratischen Gesellschaft kennen, 
sich ihrer Verantwortung hierfür bewußt und deshalb gewillt 
sind, nach Wegen zu suchen, auf denen die aufgetretenen Schwie- 
rigkeiten überwunden werden können. Sie werden hierbei durch 
die Bemühungen der Bundesregierung unterstützt, im Rahmen 
des gesamtwirtschaftlich Möglichen eine aufgabengerechte 
Finanzausstattung aller Ebenen der öffentlichen Hand sicher- 
zustellen. 

Diese grundsätzlichen Bemerkungen vorangeschickt, nehme ich 
zu den Einzelfragen wie folgt Stellung: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Theater- 
besuch heute nicht mehr einem kleinen Personenkreis Vorbehal- 
ten ist und daß es im allgemeinen gesellschaftspolitische Inter- 
esse liegt, den Zugang zum Theater möglichst weiten Bevölke- 
rungskreisen zu öffnen? 


Mit rund 270 ständigen Spielstätten der Theater, die von öffent- 
licher oder privater Hand unterhalten oder unterstützt werden, 
sowie über 145 000 ständig zur Verfügung stehenden Plätzen 
zählt die Bundesrepublik Deutschland zu den Ländern in der 
Welt, in denen Theater nicht nur einem kleinen Personenkreis 
Vorbehalten bleibt, sondern für breite Personenkreise geöffnet 
ist. Dennoch liegt es im allgemeinen gesellschaftspolitischen In- 
teresse, den Kreis der Theaterbesucher noch weiter zu vergrö- 
ßern als es den verdienstvollen Bemühungen der Theaterleitun- 
gen und der Besucherorganisationen bisher schon gelungen ist. 


2. Welche verfassungsrechtlichen und tatsächlichen Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, der in vielen Städten bestehenden 
Existenzbedrohung der Theater durch eigene Beiträge abzuhel- 
fen oder hierbei behilflich zu sein? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß vor allem die steigenden 
Personalkosten die Theaterträger - zumeist die Kommunen und 
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die Länder - zu Überlegungen zwingen, ob und wie sie durch 
Rationalisierungsmaßnahmen dieser Kosten Herr werden kön- 
nen und daß dabei auch die Gefahr einer Einschränkung des 
Theaterangebots gesehen werden muß, ohne daß damit schon 
eine Existenzkrise für die Theater insgesamt in der Bundesrepu- 
blik gegeben wäre. 

Nach der durch das Grundgesetz gegebenen Aufgabenverteilung 
kann es aber nicht Aufgabe des Bundes sein, Mittel bereitzu- 
stellen und einen Finanzierungsplan zu entwerfen, um den 
Gemeinden die Erhaltung eines reichlicheren Theaterangebots, 
auch durch Unterstützung von Privattheatern, zu ermöglichen. 

Wenn der föderale Aufbau unseres Staates nicht ausgehöhlt 
werden soll, muß es Sache der Länder bleiben, dafür Sorge zu 
tragen, daß in ihrem Bereich Theater in dem Umfang angeboten 
wird, wie es den recht verstandenen Bedürfnissen der Bevölke- 
rung entspricht. Daß die Länder sich hierum bemühen, zeigen 
z. B. die Breitenförderung der Theater, die in einigen Ländern 
schon seit Jahren existiert, und die Arbeit von Kommissionen 
bzw. Ausschüssen, die in einigen Ländern für die Strukturpla- 
nung einer Theater- und Orchesterlandschaft eingesetzt worden 
sind; die bereits vorliegenden Vorschläge sehen eine verstärkte 
Aufgabenteilung und Kooperation vor; sie werden in der Öffent- 
lichkeit lebhaft erörtert. 

Anders als im übrigen Bundesgebiet hat die Bundesregierung 
jedoch im Rahmen ihrer aus der Natur der Sache folgenden 
Zuständkeit zur Beseitigung der sich aus der Teilung Deutsch- 
lands ergebenden Auswirkungen die verfassungsrechtliche und 
nach Maßgabe der im jeweiligen Bundeshaushaltsplan hierfür 
bereitgestellten Mittel auch tatsächliche Möglichkeit, im Zonen- 
randgebiet Förderungsmaßnahmen für Theater durchzuführen. 


3. Welche Konsequenzen hat die Bundesregierung aus der Einsicht 
des Bundeskanzlers gezogen, daß die derzeitige Theaterkrise 
„zu allererst eine Struktur - und eine allgemeine Finanzkrise 
der theatertragenden Städte ist" (Bulletin der Bundesregierung 
Nr. 128, 19. September 1972, S. 1574)? 


Wenn die Bundesregierung auch in Wahrnehmung gesamt- 
staatlicher Aufgaben an der kulturellen Entwicklung unseres 
Volkes interessiert ist, so kann es im Hinblick auf die verfas- 
sungsrechtlichen Gegebenheiten und die sehr verschiedenen 
regionalen Strukturen nicht ihre Aufgabe sein, Modelle zur 
Lösung von Schwierigkeiten zu erarbeiten, die sich aus der 
Struktur der einzelnen Theater ergeben. 

Eigene Aktivitäten waren hier um so weniger angebracht, da 
bekannt war, daß auf Länderebene um die Lösung dieser Pro- 
bleme gerungen wird und Erfolge um so eher zu erwarten sind, 
je mehr Modelle im Versuch erprobt werden können. 
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Dennoch hat die Bundesregierung in Wahrnehmung ihrer ge- 
samtstaatlichen Verpflichtungen im Gemeinsamen Ausschuß für 
Kulturarbeit mitgewirkt, der aufgrund einer Länderentschei- 
dung seine Tätigkeit wieder einstellen mußte, ehe er zu den 
hier angesprochenen Fragen Stellung nehmen konnte. 

Es ist jedoch zu wünschen und zu erwarten, daß bald in einer 
anderen Form diese für die kulturelle Entwicklung in der Bun- 
desrepublik Deutschland bedeutsamen Gespräche zwischen den 
Vertretern des Bundes, der Länder und der kommunalen Spit- 
zenverbände wieder aufgenommen werden können. 

Die finanzielle Grundlage für die Planungen in den kommuna- 
len Haushalten ist seit einiger Zeit durch eine Vielzahl von 
Maßnahmen quantitativ und qualitativ verbessert worden. 

Der Anteil der Steuereinnahmen der Gemeinden an den Steuer- 
einnahmen der Gebietskörperschaften insgesamt hat mit 
12,1 V. H. im Jahre 1973 den höchsten Stand der letzten zehn 
Jahre erreicht. Die günstige Entwicklung der Steuereinnahmen 
der Gemeinden beruht nicht zuletzt auf der Beteiligung der 
Gemeinden an den Einnahmen aus der Einkommen- und Lohn- 
steuer. Der Austausch von rund 40 v. H. der Gewerbesteuerein- 
nahmen gegen den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
bringt den Gemeinden im Haushaltsjahr 1973 Mehreinnahmen 
von voraussichtlich rund 5,6 Mrd. DM. 

Daneben steht ein Bündel von Maßnahmen zur weiteren Ver- 
besserung der Finanzlage der Gemeinden. So erhalten diese im 
Haushaltsjahr 1973 Investitionshilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 
GG in Höhe von über 2 Mrd. DM. Hinzu kommen ungefähr 
500 Mio DM über den kommunalen Finanzausgleich aus der letz- 
ten Erhöhung des Umsatzsteueranteils der Länder. Weiterhin 
werden die Gemeinden ab 1. Januar 1974 aus der Erhöhung der 
Grundsteuer im Zusammenhang mit der Einführung der neuen 
Einheitswerte eine Einnahmeverbesserung von rund 800 Mio 
DM jährlich erhalten. 


4. Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung bei den künf- 
tigen Verhandlungen über die Finanzausstattung der Länder, 
von denen die Finanzausstattung der Gemeinden abhängt, aus 
der oben zitierten Erkenntnis des Bundeskanzlers ziehen, damit 
die Subventionierung der Theater in kommunalem Besitz, aber 
auch der kleinen Theater, der Privattheater und der kleinen 
Experimentierbühnen gesichert und verbessert werden kann? 


Bei den Verhandlungen über die Finanzausstattung der Länder 
im Rahmen des Beteiligungsverhältnisses an der Umsatzsteuer 
wird gemäß Artikel 106 Abs. 3 GG von dem Verhältnis der Ge- 
samteinnahmen zu den Gesamtausgaben bei Bund und Ländern 
einschließlich der Gemeinden ausgegangen. Die Probleme bei 
einzelnen Ausgaben, wie etwa der Finanzierung von Theatern, 
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lassen sich bei diesen Verhandlungen nicht gesondert berück- 
sichtigen. 

Die Regierungschefs des Bundes und der Länder haben am 
30. November 1973 eine Neuregelung der Umsatzsteuervertei- 
lung vereinbart, wonach der Anteil der Länder von bisher 
35 V. H. auf 37 v. H. im Jahre 1974 und auf 38 v. H. in den Jahren 
1975 und 1976 erhöht wird. Nach der letzten Steuerschätzung 
von Ende August 1973 werden den Ländern aus der Erhöhung 
ihres Anteils im Anfangsjahr Mehreinnahmen von rund 1,1 Mrd. 
DM zufließen, an denen die Gemeinden mit gut 200 Mio DM 
über den sogenannten kommunalen Finanzausgleich beteiligt 
sind. Daneben erhalten die finanzschwachen Länder zusätzlich 
Ergänzungszuweisungen im Umfange von 1,5 v. H. des Umsatz- 
steueraufkommens (rund 850 Mio DM 1974). Diese Mehrein- 
nahmen sollen der Erfüllung aller Länder und Gemeinden ob- 
liegenden Aufgaben und damit auch den Aufgaben im Bereich 
des Theaterwesens zugutekommen. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Erwägungen der Kultur- 
dezernenten einiger theatertragenden Städte, die Arbeit der 
Jugend- und Kindertheater als pädagogische Aufgabe des Thea- 
ters anzuerkennen und z. B. im Rahmen von Schulmodellen den 
Besuch von Aufführungen in Jugend- und Kindertheatern als 
Teil des Bildungsauftrages der Schule über den Innovationsaus- 
schuß der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung mit 
Finanzhilfen des Bundes zu unterstützen? 

Bemühungen um eine engere Zusammenarbeit zwischen den 
Schulen und den Theatern, insbesondere den Jugend- und Kin- 
dertheatern, werden von der Bundesregierung begrüßt. 

Als Mitglied des bereits genannten Gemeinsamen Ausschusses 
für Kulturarbeit war sie an der Erarbeitung und der Verabschie- 
dung der Empfehlung zur Förderung des Kinder- und Jugend- 
theaters beteiligt, die ihrerseits Forderungen übernahm, die der 
Deutsche Bühnen verein in einer im Februar 1971 vorgelegten 
Studie erhoben hatte. 

Darüber hinaus fördert der Bund nach Artikel 91 b GG seit 1972 
auch einzelne Modellversuche zur Kooperation von Kinder- 
garten bzw. Schule mit der Kulturarbeit. 

Zur Vorbereitung eines entsprechend abgestimmten Versuchs- 
programms der Bund-Länder-Kommisison für Bildungsplanung 
im Bereich der bildenden Kunst, der Musik, der darstellenden 
Künste und der Museen hat der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft bereits die Vergabe von Gutachten gefördert. 
Außerdem hat er die Finanzierung einer Experten- und Multi- 
plikatorentagung zu diesem Thema für Anfang 1974 zugesagt. 

Sofern entsprechende Anträge an die Bund-Länder-Kommission 
gestellt werden, ist der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
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Schaft bereit, auch die Förderung von Projekten der Zusammen- 
arbeit von Schule und Theater zur didaktischen Erschließung 
des Theaters als Lernort zur Diskussion zu stellen. 


6. Wie beurteilt die Bundesregierung Bestrebungen, durch inter- 
kommunale Zusammenarbeit verschiedener Bühnen - gegebenen- 
falls unter Einführung einer Spartentrennung - das kulturelle 
Angebot zu vergrößern und die Kosten des Spielbetriebes zu 
reduzieren, und sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
derartige Versuche einer interkommunalen Zusammenarbeit im 
Rahmen der bestehenden verfassungsrechtlichen Kompetenzen 
als Modell finanziell zu fördern? 


Bestrebungen, durch interkommunale Zusammenarbeit verschie- 
dener Bühnen das kulturelle Angebot zu vergrößern und zu 
verbessern, darüber hinaus die Kosten des Spielbetriebs gün- 
stiger zu gestalten, kann die Bundesregierung im Interesse 
einer zweckmäßigen und wirtschaftlichen Verwendung von 
öffentlichen Mitteln nur begrüßen, sofern die Beteiligten dafür 
Sorge tragen, daß dabei unbillige Härten für die an den Bühnen 
Tätigen vermieden werden. 

Die bestehenden verfassungsrechtlichen wie finanziellen Gege- 
benheiten lassen es jedoch nicht zu, daß der Bund derartige 
Versuche der interkommunalen Zusammenarbeit fördert. 


7, Sind der Bundesregierung Bemühungen bekannt, die Zusammen- 
arbeit von Theatern an verschiedenen Standorten nicht nur über 
die Grenzen der Bundesländer, sondern auch über die Grenzen 
der Bundesrepublik hinweg zu fördern, und wie beurteilt die 
Bundesregierung derartige Bestrebungen beispielsweise im so- 
genannten Gebiet der „Regio" im Südwesten der Bundesrepu- 
blik, die eine Zusammenarbeit der Theater der Städte Freiburg, 
Basel, Straßburg und Karlsruhe zum Ziel haben, und glaubt die 
Bundesregierung, daß die Förderung derartiger Versuche mit 
ihren Kompetenzen vereinbar ist, und ist die Bundesregierung 
gegebenenfalls bereit, zur Förderung dieser Bestrebungen auch 
Mittel aus dem Etat des Auswärtigen Amtes zur Förderung der 
deutschen Kulturpolitik im Ausland zur Verfügung zu stellen? 


Für eine Zusammenarbeit von benachbarten Bühnen über die 
Grenzen der Bundesrepublik Deutschland hinweg gilt grund- 
sätzlich das zur Frage 6 bereits über die Zusammenarbeit be- 
nachbarter Theaterstädte in der Bundesrepublik Gesagte. Dar- 
über hinaus liegt eine solche Zusammenarbeit durchaus im 
Interesse einer wachsenden europäischen Verständigung. 

Die Bundesregierung ist bemüht sicherzustellen, daß die für 
Maßnahmen der Auswärtigen Kulturpolitik verfügbaren - be- 
grenzten - Mittel im Rahmen einer mittelfristigen Planung 
gezielt und schwerpunktgerecht eingesetzt werden. Für die in 
der Kleinen Anfrage angesprochene Zusammenarbeit von deut- 
schen und ausländischen Theatern im grenznahen Bereich gilt 
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auf dieser Grundlage generell, daß ihre Ausstrahlung sich in 
erster Linie auf diesen Bereich erstreckt. Für ihre Förderung ist 
daher, ähnlich etwa wie für die von Städtepartnerschaften, zu 
der der Deutsche Bundestag sich in der Vergangenheit bereits 
eindeutig geäußert hat, davon auszugehen, daß sie Sache der in 
Frage kommenden Länder und Kommunen ist. 

Das schließt nicht aus, daß die Bundesregierung in Einzelfällen, 
von denen eine weiterreichende kulturpolitische Wirkung im 
Ausland zu erwarten ist, im Rahmen der verfügbaren Mittel 
bereit ist zu helfen, vorausgesetzt, daß Einzelheiten der Veran- 
staltungen bekannt sind und die Mittel rechtzeitig eingeplant 
werden können. 
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